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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
Kreislaufwirtschaft in NRW voranbringen 
 
 
I. Kreislaufwirtschaft schafft Sicherheit 
 
Der Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen steht vor großen Veränderungen, die notwendig 
sind, damit das Land auch in Zukunft wettbewerbsfähig bleibt. Dabei spielt der Wandel unserer 
linearen Wirtschaft hin zu einer Kreislaufwirtschaft eine besonders wichtige Rolle. Sie bietet 
große Chancen, gute Arbeitsplätze zu schaffen und gleichzeitig zum Erreichen der Klima-
schutzziele beizutragen, in dem sie Wirtschaftswachstum vom Ressourcenverbrauch entkop-
pelt. Gleichzeitig macht sie unsere heimische Wirtschaft unabhängiger von Rohstoffimporten. 
 
Wie wichtig das ist, haben wir in den letzten Jahren deutlich zu spüren bekommen, als Pan-
demie und Krieg internationale Lieferketten gefährlich gestört haben. Von einem Tag auf den 
nächsten waren wichtige Rohstoffe nicht mehr so einfach zu bekommen. Vor allem im Bau-
sektor hat man das deutlich gespürt. Schlagartig haben sich die Baukosten stark erhöht. Das 
spüren die vielen berufstätigten Familien in NRW deutlich in ihrem alltäglichen Leben. 
 
Auf einmal ist die Sanierung der örtlichen Sporthalle für den Sportverein doch zu teuer. Wich-
tige kommunale Bauprojekte dauern auf einmal länger. Die eigenen hart ersparten Renovie-
rungsarbeiten sprengen plötzlich das Budget. Der dringend benötigte neue Wohnraum wird 
doch erst später gebaut. Der sichere Arbeitsplatz im Baugewerbe ist auf einmal bedroht, weil 
die Aufträge für Bauträger zu teuer werden. 
 
Gerade der Bausektor zeigt aber auch deutlich, welches Potential eine Kreislaufwirtschaft hat. 
Hier können viele Primärrohstoffe durch Rezyklate ersetzt werden. So kann aus Bauschutt 
schnell wieder ein hochwertiger Baustoff werden. Das schont unsere natürlichen Ressourcen, 
vermeidet gleichzeitig Müll und trägt zur Rohstoffsicherheit bei.  
 
II. Wo bleibt die Kreislaufwirtschaftsstrategie des Landes?  
 
Es ist vollkommen zu Recht politischer Konsens, dass der Wandel hin zu einer Kreislaufwirt-
schaft viele Vorteile mit sich bringt und vorangetrieben werden muss. Auch die schwarz-grüne 
Landesregierung erkennt in ihrem Koalitionsvertrag an, dass sie „enorme Chancen für die 
nachhaltige Wirtschaftsentwicklung, Arbeitsplatzeffekte und effektiven Ressourcenschutz“1 
mit sich bringt. Um die Kreislaufwirtschaft zu stärken, hat sie deshalb angekündigt, als 

 
1 Zukunftsvertrag für Nordrhein-Westfalen, S.19; https://gruene-nrw.de/dateien/Zukunftsvertrag_CDU-
GRUeNE_Vorder-und-Rueckseite.pdf 
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Ergänzung zur nationalen Strategie eine eigene umfangreiche Kreislaufwirtschaftsstrategie für 
NRW zu erarbeiten und umzusetzen.  
 
Die Landesregierung ist hier gefordert. Denn die EU hat den Wechsel vom Recycling und der 
Beseitigung von Abfällen hin zur Vermeidung und Wiederverwendung von Stoffen beschlos-
sen. Dies erfordert ein neues Handeln in der Wirtschaft, aber auch in der kommunalen Abfall-
wirtschaft. Dieser Prozess darf nicht verzögert werden und muss von der Landesregierung 
proaktiv begleitet und unterstützt werden. 
 
In diesem Sommer hat Umweltminister Krischer mit einer Pressemitteilung mehr Tempo bei 
der Kreislaufwirtschaftsstrategie angekündigt. Bisher ist es aber bei der Ankündigung geblie-
ben. Die lang erwartete Kreislaufwirtschaftsstrategie für NRW soll Ende des Jahres 2024 kom-
men. Was diese beinhaltet, ist bisher aber vollkommen unklar. Konkrete Ideen scheint der 
Umweltminister nicht zu haben. Es zeigt sich, dass das propagierte Ziel „Mehr Tempo in der 
Kreislaufwirtschaft“ von der Landesregierung nur noch mit angezogener Handbremse realisiert 
wird. Die konsequente Umsetzung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes darf nicht von der Erstel-
lung der Kreislaufwirtschaftsstrategie für NRW abhängig gemacht werden, sondern ist schon 
jetzt Pflichtaufgabe für die Landesregierung. Das Warten auf die Kreislaufwirtschaftsstrategie 
des Landes zeigt vielmehr, dass es der Landesregierung an konkreten Ideen mangelt, wie 
Kreislaufwirtschaft funktionieren könnte.   
 
III. Mit Kreislaufwirtschaft die berufstätige Familie entlasten 
 
Für uns ist klar: Eine umfassende Kreislaufwirtschaft muss eine spürbare Erleichterung für die 
vielen berufstätigen Familien in unserem Land bringen. Eine Kreislaufwirtschaftsstrategie für 
NRW muss deshalb gerade regionale und lokale Strukturen in den Mittelpunkt stellen. Das 
sichert nicht nur gute Arbeitsplätze vor Ort, sondern erleichtert auch das alltägliche Leben. 
 
Kommunen erfüllen mit der Organisation und Bereitstellung von Abfallentsorgungssystemen 
hier eine wichtige Aufgabe der Daseinsvorsorge. Leistungen wie die Abholung von Haushalts-
abfällen, die Einrichtung von Sammelstellen für Glas, Papier und Plastik stehen allen Men-
schen kostengünstig zur Verfügung.  
 
Kreislaufwirtschaft schließt immer auch die Vermeidung oder Aufbereitung von Abfällen mit 
ein. Hier gibt es großes Potential, die Lebensqualität vieler Familien in NRW zu verbessern. 
Eine Kreislaufwirtschaftsstrategie muss deshalb auch Konzepte gegen die Vermüllung des 
öffentlichen Raumes vorlegen. Dazu zählt die Vermeidung von Verpackungsabfällen genauso 
wie Aufklärungskampagnen zur Vermeidung von Littering, dem achtlosen Wegwerfen von 
Müll. Das Land kann hier initiativ mit den kommunalen Abfall- und Stadtreinigungsbetrieben 
ein landesweites Programm zur Sauberhaltung der Städte und zur Müllvermeidung initiieren. 
 
Diese Beispiele zeigen, dass beim Wandel hin zur Kreislaufwirtschaft Kommunen und kom-
munale Unternehmen der entscheidende Faktor sind. Mit der direkten kommunalen Steuerung 
der Abfallentsorgung haben die Kommunen einen wesentlichen Hebel der Schließung von 
Stoffkreisläufen in der Hand. Ohne die kommunalen Akteure sind viele ressourcenpolitische 
Maßnahmen nicht denkbar. Eine Kreislaufwirtschaftsstrategie muss deshalb die Zuständigkeit 
der öffentlich-rechtlichen Entsorger für die Entsorgung privater Abfälle im Sinne der Daseins-
vorsorge stärken. Dazu zählt vor allem eine langfristige Sicherstellung ihrer Finanzierung.  
 
Kommunen können durch öffentliche Ausschreibungen Einfluss auf die Verwendung von 
Rezyklaten nehmen. Das sieht auch das 2022 verabschiedete NRW-Kreislaufwirtschaftsge-
setz vor. Im Rahmen öffentlicher Aufträge sollten sogenannte Rezyklate gegenüber Primär-
materialien bevorzugt werden. Dafür muss den Kommunen jetzt auch finanziell der Rücken 
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gestärkt werden und mit einer Rezyklat-Quote konkrete Ziele – auch für Landesbehörden – 
festgelegt werden. 
 
Die Stärkung der Kreislaufwirtschaft ist ohne die Beteiligung der Kommunen und ohne deren 
Unterstützung schwer möglich. Deshalb müssen die bestehenden und bekannten Möglichkei-
ten und Handlungsfelder auf diesem Feld benannt und erfasst werden. Dazu gehören, dass 
Best-Practice-Ansätze vorgestellt werden. Ziel ist es, die Kommunen mit einem Instrumenten-
kasten zu befähigen und zu unterstützen, Kreislaufwirtschaftsstrategien zu realisieren.  
 
IV. Der Landtag fordert die Landesregierung auf 
 

• ein Maßnahmen- und Förderprogramm zur Umsetzung des Kreislaufwirtschaftsprinzips 
auf kommunaler Ebene zu erarbeiten, das  

 
▪ die Zuständigkeit der öffentlich-rechtlichen Entsorger für die Entsorgung privater 

Abfälle im Sinne der Daseinsvorsorge stärkt und deren Finanzierung sicherstellt;  
▪ gemäß des Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetzes den Einsatz von sogenannten 

Rezyklaten im Rahmen öffentlicher Aufträge gegenüber Primärmaterialien fördert; 
▪ die Wertstofferfassung in kommunaler Hand weiter ausbaut, um im Sinne einer 

umfassenden Daseinsvorsorge auch künftigen Generationen den Zugang zu Res-
sourcen zu sichern; 

▪ eine Potentialanalyse zur Gewinnung von Sekundärrohstoffen in NRW durchführt; 
▪ die Vermüllung des öffentlichen Raums stoppt sowie sozial-ökologische Initiativen 

und Aktivitäten unterstützt, die zu einer Reduzierung des öffentlichen Müllaufkom-
mens beitragen; 

▪ aufzeigt, wie Recyclingmaßnahmen, wie z.B. das Phosphorrecycling, gerecht fi-
nanziert werden können;  

▪ die Kommunen bei der Erstellung von kommunalen oder regionalen Kreislaufwirt-
schaftsplanungen, analog zur kommunalen Wärmeplanungen, unterstützt.  

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal  
Alexander Vogt  
René Schneider 
Ralf Stolze 
 
und Fraktion 


